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Geſetz⸗ Sammlung 


für die a 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(No. 590.) Allerhöͤchſte Kabinetsorder vom 27ſten Januar 1820. wegen der Vereidung des 
Praͤſidenten und der Mitglieder der Staatsſchulden⸗Haupt⸗ Verwaltung. 


kuͤnftigen Behandlung des geſammten Staats⸗Schulden-Weſens, ſollen der 
Prafident und die Mitglieder der eingeſetzten Haupt⸗Verwaltung der Staats⸗ 
Schulden, wegen der zu uͤbernehmenden Verpflichtungen, und daß ſie bei 
ihrer Verwaltung nach keinen anderen, als den in dem allegirten Geſetze 
ausgeſprochenen Grundſaͤtzen verfahren wollen, durch Sie in Gegenwart 
einer Deputation des hieſigen Magiſtrates, der hieſigen Boͤrſen-Vorſteher 
und der Aelteſten der Kaufmannſchaft, auf dem Kammergerichte beſonders 
vereidet werden. In Folge deſſen uͤberſende Ich Ihnen die von Mir geneh⸗ 
migte Eidesformel mit dem Auftrage, danach die Vereidung des Praͤſidenten 
und der Mitglieder befagter Staats - Schulden - Verwaltungs = Behörde in einem 
fo bald als möglich auf dem Kammergerichte anzuberaumenden Termine, uns 
ter Zuziehung der gedachten verſchiedenen Deputationen, zu bewirken, und die 
darüber aufzunehmende Verhandlung, mit dieſer Meiner Order, zur oͤffentli⸗ 
chen Kenntniß zu bringen. N an: 


Berlin, den 27ſten Januar 1820. 
Friedrich Wilhelm. 
An £ 
den Staats» und Juſtiz⸗Miniſter 


von Kircheiſen. 
* * 


Jabtgang 1520. u Der: 


Ausgegeben zu Berlin ben 15ten Februar 1820.) 
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Nac dem $. XV. Meiner Verordnung vom I7fen d. M. wegen der 


r ET Re nl 


- w- oe 
Vereidungs Protokoll. 


Sue 


Actum Berlin, den 2oflen Januar 1820., im Königl. Kammer⸗ 


Ss a 0. 5, 

Nachdem des Königs Majeſtaͤt mittelſt der Allerhoͤchſten Verordnung 

vom 17ten Januar 18 20. 9. XV. dem Juſtiz⸗Miniſter anzubefehlen ge⸗ 
ruhet, den Herrn Praͤſidenten und die Mitglieder der Hauptverwaltung der 
Staats⸗Schulden auf dem Kammer erichte in Gegenwart einer Deputa⸗ 
tion des hieſigen Magiſtrates, der hiess Böiſerdorſteher und der Aelte⸗ 
ſten der Kaufmannſchaft zu vereidigen: ſo hat ſich der Juſtizminiſter, in. 
Begleitung des Geheimen Ober⸗Juſtizraths Muͤller, auf das Kam⸗ 


mergericht begeben, und daſelbſt die Herren Praͤſidenten und Raͤthe anweſend⸗ 


gefunden. Von Seiten des Magiſtrats der hieſigen Koͤnigl. Reſidenzen erſchie⸗ 
nen als Deputirte: die Herren Ober⸗Buͤrgermeiſter Bu f ching, Stadtrath 


Barthelemy und Syndikus Rehfeldt; ferner die hieſigen Boͤrſenvorſte⸗ 


her Herren Gartner und Schulze und die Aelteſten der hieſigen Kaufmann⸗ 
ſchaft, Herren Jordan, Palmié, Saße, Gaͤde, Beyrich, Schaner, 


Gras nick, Hungar, Albertk, Gabain, Köhler. Es iſt hierauf die 


„Vereidung des Wirklichen Herrn. Geheimen Ober⸗Finanzrathes Rother als 
Praͤfidenten, des Herrn Geheimen Ober-Finanzrathes Domdechanten von 
der Schulenburg, des Herrn Geheimen. Ober⸗Regierungsrathes von 


Schutze, des Herrn Stadtgerichts⸗Direktors Beelitz und des Herrn Banquiers 
Schickler, als Mitglieder, nach folgendem woͤrtlich nachgeſprochenen For⸗ 


mulare des Dienſteides erfolgt: : 

Ich — — ſchwöre zu Gott dein Alhnachtigen und Allwiffenden 
einen leiblichen Eld, daß, nachdem ich zum (Präſidenten) Mitgliede 
der Haupt Verwaltung der Staatsſchulden beſtellt worden, Sr. Kö⸗ 


niglichen Majeſtaͤt von. Preußen, meinem Allergnaädigſten Herr, ich. 


treu und gehorſam ſeyn, alle mir vermöge meines Amtes obliegenden 
Pflichten gewiſſenhaft und genau erfuͤllen, überhaupt aber mich bei Ver⸗ 
waltung dieſes Amtes nach den Vorſchriften der Verordnung vom 17ten⸗ 
Januar 1920; wegen kuͤnftiger Behandlung des Staats⸗Schulden⸗We⸗ 
ſens richten und dieſelbe uͤberall befolgen will. Insbeſondere ſchwoͤre ich, 
weder einen Staats-Schuldſchein noch irgend ein anderes Staatsſchulden⸗ 
Dokument, hinaus uͤber den Betrag desjenigen Staatsſchulden⸗Etats, 
welcher in der Geſetz⸗Sammlung der- oben: erwähnten Verordnung bei⸗ 
gefuͤgt iſt, auszuſtellen oder durch Andere aus ſtellen zu laſſen, in ſofern 
ſolches nicht auf dem Art. II. der Verordnung vorgeſchriebenen Wege 
in Zukunft feſtgeſetzt wird. Ferner gelobe ich, mit allem Fleiße und 
En 4 allem 


> „„ i 


allem Nachdruck darauf zu halten, und dafür zu ſorgen, daß die in 
dieſem Etat verzeichneten Stgatsſchulden prompt und regelmäßig ver⸗ 
zinſet, das Kapital aber in der vorgeſchriebenen Art amortiſirt werde. 
Endlich ſchwoͤre ich, daß ich mich von Erfüllung dieſer Pflichten durch 
keine Befehle oder Anweiſung irgend einer, ſelbſt nicht der hoͤchſten 
Staatsbehoͤrde, fie ſey verwaltend oder kontrollirend, noch perſöͤnlich 
von irgend einem Staatsbeamten, auch nicht durch Vortheil oder 
Furcht, durch Nebenabſichten oder Leidenſchaft abhalten laſſen, fondern. 
nach meinen beſten Kraͤften die bereits angefuͤhrte Verordnung vom 17ten 
Januar 1820. aufrecht erhalten will; ſo wahr mir Gott helfe durch 
„Jeſum Chriſtum zur ewigen Seligkeit, Amen. 8 
Dieſe Verhandlung iſt nach geſchehener Vorleſung von ſaͤmmtlichen 
Anweſenden unterſchrieben worden. 71775 
Chriſtian Rother. 
Heinrich Wilhelm Ferdinand von der Schulenburg. 
Friedrich Wilhelm von Schuͤtze. Karl Ludwig Beelitz. 
David Schickler. 
Buͤſching. Rehfeldt. Barthelemy. 
„Deputirte des Magiſtrats hieſiger Neſidenzen. 
% K., W. Schulze. L. Gärtner. 
N Boͤrſen⸗Vorſteher. 
Jord an. Gabain. P. D. Saße. Beyrich. A. F. Palmié. 
S. Ch. Grasnick. Köhler. F. Gaede. Alberti. Schaner. Hungar. 
ö Aelteſte der hieſigen Kaufmannſchaft. I 


a, U. 8. 


bon Kircheifen. Müller. 


— 


F 2 f (No. 5919 


— eh E 3 — — — — 
— 2 = 0 = en 


* 


> 


Regierung, wegen gegenfeitiger Uebernahme der Vagabunden und 
Ausgewieſenen. Vom sten Februar 1820, >? 


Binden der Koͤnigl. Preußiſchen Regierung einer Seits und der Koͤnigl. 
Saͤchſiſchen Regierung anderer Seits, iſt nachſtehende Uebereinkunft wegen 
gegenſeitiger Uebernahme der Vagabunden und Ausgewieſenen, verabredet 
und abgeſchloſſen worden. 8 
3 F b ’ 

Es ſoll in Zukunft kein Vagabunde oder Verbrecher in das Gebiet des 
andern der beiden hohen Fontrahirenden Theile, ausgewieſen werden, wenn 
derſelbe nicht entweder ein Angehoͤriger desjenigen Staates iſt, welchem er 
zugewieſen wird, und in demſelben ſein Heimweſen zu ſuchen hat, oder doch 
durch das Gebiet deſſelben als ein Angehöriger eines in grader Richtung rück 
waͤrts liegenden Staats, nothwendig ſeinen Weg nehmen muß. 


H. 2. 


N a) alle diejenigen, deren Vater, oder, wenn fie außer der Ehe erzeugt 
g wurden, deren Mutter zur Zeit ihrer Geburt in der Eigenſchaft eines 
Unterthans mit dem Staate in Verbindung geſtanden hat, oder, welche 
ausdruͤcklich zu Unterthanen aufgenommen worden find, ohne nachher 
wieder aus dem Unterthansverbande entlaſſen worden zu ſeyn, oder ein 

anderweitiges Heimathrecht erworben zu haben; a 
diejenigen, welche von heimathloſen Eltern zufaͤllig innerhalb des Staats⸗ 
gebiets geboren ſind, ſo lange ſie nicht in einem andern Staate das 
Unterthanenrecht, nach deſſen Verfaſſung, erworben, oder ſich daſelbſt 
mit Anlegung einer Wirthſchaft verheirathet, oder darin, unter Zulaſſung 

der Obrigkeit, zehn Jahre lang gewohnt haben; i 
o) diejenigen, welche zwar weder in dem Staatsgebiete geboren ſind, noch 
das Unterthanenrecht nach deſſen Verfaſſung erworben haben, hingegen 
nach Aufgebung ihrer vorherigen Staatsbuͤrgerlichen Verhaͤltniſſe, oder 
überhaupt als heimathlos, dadurch in nähere Verbindung mit dem 
Staate getreten ſind, daß ſie ſich daſelbſt unter Anlegung einer Wirth⸗ 
ſchaft verheirathet haben, oder, daß ihnen waͤhrend eines Zeitraums 
von zehn Jahren ſtillſchweigend geſtattet worden iſt, darin ihren Wohn⸗ 
ſitz zu haben, i 5 
7 H. 3 


ar e werden darf, find anzufehen: 


. 
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(No. 591.) Uebereinkanft zwischen der Kbnigl. Preußischen and der Königl. Sächſiſchen 


F FF Staats» Angehörige, deren Uebernahme gegenſeitig nicht verſagt 
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H. 3. 
Wenn ein Landſtr eicher ergriffen wird, welcher in dem einen Staate 


zufallig geboren iſt, in einem andern aber das Unterthanenrecht ausdruͤcktich 


d 


erworben, oder mit Anlegung einer Wirthſchaft ſich verheirathet, oder durch 
zehnjaͤhrigen Aufenthalt ſich einheimiſch gemacht hat, ſo iſt der letztere Staat, 
vorzugsweiſe, ihn aufzunehmen verbunden. Trifft das ausdruͤcklich erworbene 
Unterthanenrecht in dem einen Staate, mit der Verheirathung oder zehnjaͤh⸗ 
rigen Wohnung in einem andern Staate zuſammen; ſo iſt das erſtere Ver⸗ 
haͤltniß entſcheidend. Iſt ein Heimathloſer in dem einen Staate in die Ehe 
getreten, in einem andern aber nach ſeiner Verheirathung, waͤhrend des 
beſtimmten Zeitraums von zehn Jahren geduldet worden; ſo muß er in dem 
letztern beibehalten werden. : = | 


= H. 4. ; z R : 
Sind bei einem Vagabunden oder auszuweiſenden Verbrecher keine der 
in den vorſtehenden Paragraphen enthaltenen Beſtimmungen anwendbar, ſo 
muß derjenige Staat, in welchem er ſich befindet, ihn vorlaͤufig beibehalten. 


N 5. 

Verheirathete Perſonen weiblichen Geſchlechts ſind demjenigen Staate 
zuzuweiſen, welchem ihr Ehemann, vermoͤge eines der angefuͤhrten Verhaͤlt⸗ 
niſſe, zugehoͤrt. Wittwen ſind nach eben denſelben Grundſaͤtzen zu behandeln, 
es waͤre denn, daß waͤhrend ihres Wittwenſtandes eine Veränderung einges 
treten ſei, durch welche ſie nach den Grundfäßen der gegenwärtigen Ueber⸗ 
einkunft einem andern Staate zufallen. 5 | 

Auch fol Wittwen, imgleichen den Geſchiedenen, oder von ihren Ehe⸗ 
maͤnnern verlaſſenen Eheweibern die Ruͤckkehr in ihren auswaͤrtigen Geburts⸗ 
oder vorherigen Aufenthalts-Ort dann vorbehalten bleiben, wenn die Ehe 
innerhalb der erſten fünf Jahre nach deren Schließung wieder getrennt wor⸗ 
den und kinderlos geblieben iſt. 5 
. 5 H. 6. 

Befinden ſich unter einer heimathloſen Familie Kinder unter vierzehn 
Jahren, oder welche ſonſt wegen des Unterhalts, den ſie von den Eltern 
genießen, von denſelben nicht getrennt werden koͤnnen, fo ſind ſolche, ohne 
Ruͤckſicht auf ihren zufälligen Geburtsort, in denjenigen Staat zu verweiſen, 
welchem, bei ehelichen Kindern der Vater, oder bei unehelichen die Mutter 
zugehoͤrt. Wenn aber die Mutter unehelicher Kinder nicht mehr am Leben 
iſt, und letztere bei ihrem Vater befindlich ſind, ſo werden ſie von dem 
Staate mit übernommen, welchem der Vater zugehoͤrt, 

1 ein 5 $. 75 


er 
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Hat ein Staatsangehoͤriger durch irgend eine Handlung ſich ſeines 


Bürgerrechts verluſtig gemacht, ohne einem andern Staate zugehörig gewor⸗ 


den zu ſeyn, ſo kann der erſtere Staat der Beibehaltung oder Wiederannahme 


deſſelben ſich nicht entziehen. | 

u H. 8. | 
Handlungsdiener, Handwerksgeſellen und Dienſtboten, fo wie Schaͤ⸗ 
fer und Dorfhirten, welche, ohne eine ſelbſtſtaͤndige Wirthſchaft zu ha⸗ 
ben, in Dienſten ſtehen, imgleichen Zoͤglinge und Studirende, welche der, 
Erziehung oder des Unterrichts wegen irgendwo verweilen, erwerben durch 
dieſen Aufenthalt, wenn derſelbe auch langer als zehn Jahre dauern ſollte, 
kein Wohnfitzrecht. = 8 e 

Zeitpaͤchter ſind den hier oben benannten Individuen nur dann gleich 

zu achten, wenn ſie nicht fuͤr ihre Perſon oder mit ihrem Hausſtande und 
Vermögen ſich an den Ort der Pachtung hinbegeben haben, 10 


i x He 85 g 

Denjenigen, welche als Landſtreicher oder aus irgend einem an⸗ 
dern Grunde ausgewieſen werden, hingegen in dem benachbarten Staate 
nach den, in der gegenwärtigen Uebereinkunft, feſtgeſtellten Grundſaͤtzen, 
kein Heimweſen anzuſprechen haben, iſt letzterer den Eintritt in ſein Gebiet 
zu geſtatten, nicht ſchuldig; es wuͤrde denn urkundlich zur voͤlligen Ueberzeu⸗ 
gung dargethan werden konnen, daß das zu übernehmende Individuum einem 
in gerader Richtung ruͤckwaͤrts liegenden Staate zugehöre, welchem daſſelbe 
nicht wohl anders als durch das Gebiet des erſtern zugefuͤhrt werden kann. 

10. 


§. 10, s 
Saͤmmtlichen betreffenden Behörden wird es zur ſtrengen Pflicht 


gemacht, die Abſendung der Vagabunden in das Gebiet des andern 
der hohen kontrahirenden Theile nicht bloß auf die eigene unzuverlaͤſſige An⸗ 
gabe derſelben zu veranlaſſen, ſondern, wenn das Verhaͤltniß, wodurch der 
andere Staat zur Uebernahme eines Vagabunden konventionsmaͤßig verpflich⸗ 
tet wird, nicht aus einem unverdaͤchtigen Paſſe, oder aus andern vollig glaub⸗ 
haften Urkunden hervorgeht, oder, wenn die Angabe des Vagabunden nicht 
durch beſondere Gründe, und die Verhaͤltniſſe des vorliegenden Falles unzwei⸗ 


felhaft gemacht wird, zuvor die Wahrheit ſorgfaͤltig zu ermitteln, und noͤthi⸗ 
genfalls bei der, vermeintlich zur Aufnahme des Vagabunden verpflichteten 
Behoͤrde Erkundigung einzuziehen. „„ 75 
SG Ne J 
Sollte der Fall eintreten, daß ein von dem einen der hohen kontra⸗ 
hirenden Theile dem andern Theile zum weitern Transporte in einen ruͤck⸗ 
waͤrts liegenden Staat, zufolge der Beſtimmung des H. 9. zugefuͤhrter Bas 


ga⸗ 


55 . rm = 

gabunden von dem letztern nicht angenommen wuͤrde, 0 kann derſelbe wieber 

in demjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zur vorläufigen Sn 

ng zuruͤckgebracht werden. | 2 
2:12. : 

Es bleibt den beiderſeitigen Provinzial Negierungs⸗ Behoͤrden ber. 
laſſen, unter einander die naͤheren Verabredungen wegen der zu beſtimmenden 
Richtung der Transporte, ſo wie wegen der Uebernahmsorte zu treffen. 

F 

Die Ueberweiſung der Vagabunden geſchieht in der Regel vermitelſt 
Transports und Abgabe derſelben an die Polizeibehörde desjenigen Ortes, 
wo der Transport als von Seiten des ausweiſenden Staats beendigt anzuſe⸗ 
hen iſt. Mit den Vagabunden werden zugleich die Beweisſtuͤcke, worauf der 

Transport konventionsmaͤßig gegruͤndet wird, uͤbergeben. In ſolchen Faͤllen, 
Wo keine Gefahr zu beſorgen iſt, können einzelne Vagabunden auch mittelſt 
eines Laufpaſſes, in welchem ihnen die zu befolgende Route 12 5 5 vorge⸗ 
ſchrieben iſt, in ihr Vaterland gewieſen werde. 

Es ſollen auch nie mehr als drei Perſonen see auf En re 
PA werden, es wäre denn, daß ſie zu einer und derſelben Familie gehoͤ⸗ 
ren, und in dieſer Hinſicht nicht wohl getrennt werden koͤnnen 
% Größere, ſogenannte Vagantenſchube ſollen al nicht ſtatt finden. 

i He 14. 

Da die Seesen der Vagabunden nicht auf Requiſition des zur 
Annahme verpflichteten Staats geſchieht, und dadurch zunaͤchſt nur der 
1 gene Vortheil des ausweiſenden Staates bezweckt wird, fo koͤnnen fiir den 
Transport und die Verpflegung der Bagabunden, 2 5 Airforderungen an den 
uͤbernehmenden Staaf gemachk werden 

Wird ein Auszuweiſender, welcher einem rückwärtsliegenden Staate 
zugeführt werden ſoll, von dieſem nicht angenommen, und deshalb nach H. II. 
in denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zuruͤckgebracht; fo muß 
letzterer auch die Koſten des Transports und der Verpflegung erſtatten, 
a bei der Aurbckfihrung 5 find. f 

dine . 15. 

Vorsehen e zweimal gleichlautend ausgefertigte Uebereinkunft ſoll in 
den Stagten der beiden kontrahirenden Theile a2 genaueſten Befolgung öffent. 
lich bekannt gemacht werden. 


9 
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So geſchehen zu Berlin, den Sten Februar 1820. 


(. 3.) C. Fürſt dom Hardenberg. 


(No. 592.) 
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(Co. 592.) Bekanntmachung vom 7ten Februar 1820, wegen des Konftskationskermins 


für diejenigen Papiere, wofür die Vermoͤgens⸗Steuer noch nicht entrich⸗ 


Vermöge der mir von Sr. Majeſtaͤt dem Könige in Abſicht der Ausfüh- 
rung des Edikts vom 24ſten Mai 1812. wegen Erhebung der angeordneten 
Vermoͤgens⸗Steuer ertheilten Befugniß, und mit Bezug auf die von mir 
unterm 13ten Juli deſſelben Jahres erlaſſenen und zur öffentlichen Kenntniß 
gebrachten Deklarationen, ſetze ich hierdurch feſt: = g 


1) 


2) 


3) 


daß die bisher aus Gruͤnden der Billigkeit geſtattete nachträgliche Ver⸗ 
ſteuerung der auf jeden Inhaber lautenden, oder andern im oͤffentlichen 
Verkehr befindlichen Papiere und die Stempelung derſelben nach Ablauf 
von drei Monaten, von dem Tage des Erſcheinens dieſer Bekanntma⸗ 
chung an gerechnet, gaͤnzlich aufhoͤren, und nach Ablauf dieſer Friſt die 


Beſtimmung in der Deklaration vom 13ten Juli 1812. H. 7. ad b., 


ohne alle Ausnahme zur Anwendung kommen muß; 


daß im Falle der Konfiskation das betreffende Papier durch einen verei⸗ 
deten Maͤkler nach dem Courſe verkauft, aus dem Erlöfe zufoͤrderſt der 
Koſtenbetrag entnommen, und von; dem Reſiduo die Hälfte als Strafe 


eingezogen, die andere Hälfte aber dem Eigenthuͤmer herausgezahlt 


werden wird; und 


daß das Konfiskations⸗Verfahren ſelbſt zwar der kompetenten Provin- 
zial-Regierung jedoch nach Maaßgabe der im $. 45. der Verordnung 
vom 26ften Dezember 1808. enthaltenen Vorſchriften (Vide die Bei⸗ 
lage zur Regierungs-Inſtruktion vom 23ſten Oktober 1817.) zuſteht. 


Berlin, den 7ten Februar 1820. 


e Staats - Kanzler 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. 
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